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EINER AKTUELLEN ENTSCHEIDUNG DES OVG 
MÜNSTER (Urt. vom 30.8.2023 – 20 A 2384/20 
–, juris) war vorausgegangen, dass bei einem 
Jäger während einer urlaubsbedingten Abwe-
senheit eingebrochen wurde. „Die Täter ent-
wendeten aus dem Waffenschrank Kurzwaf-
fen und Munition. Der Schrank blieb beim 
Einbruch unversehrt. Die Schlüssel für den 
Waffenschrank bewahrte der Jäger in einem 
etwa 40 kg schweren, dick- und doppelwan-
digen Stahltresor mit Zahlenschoss auf. Der 
Stahltresor entsprach aber – anders als der 
Waffenschrank – nicht dem gesetzlichen Si-
cherheitsstandard für die Aufbewahrung von 
Waffen.“

In den Entscheidungsgründen heißt es, 
dass die Schlüssel zum Waffenschrank durch 
„Mitsichführen, Verschluss oder andere Maß-
nahmen“ hinreichend verlässlich den Zugriff 
Dritter ausschließen müssen. „Diesen An-
forderungen ist nach den gesetzlichen Rege-
lungen jedenfalls genügt, wenn und solange 
der Waffen- und/oder Munitionsbesitzer die 
tatsächliche Gewalt über den Schlüssel zum 
Waffen- bzw. Munitionsbehältnis ausübt“, er 
diesen also bspw. in der Hosentasche mit-
führt oder an einer Kette um den Hals am 
Körper trägt. Sobald er die tatsächliche Ge-
walt über den Schlüssen jedoch aufgibt (z. 
B. beim Schlafen) und diesen verwahrt, be-
dürfe es nach Ansicht des OVG Münster 
auch für den Schlüssel entsprechender Si-
cherungsmaßnahmen. „Nach den gesetzli-
chen Bestimmungen ist es nicht ausgeschlos-
sen, Waffen und/oder Munition in einem den 

vorgeschriebenen Sicherheitsstandards ge-
nügenden Behältnis aufzubewahren, das mit 
einem Schlüssel verschlossen wird. In die-
sem Fall ist der Schlüssel zu diesem Behält-
nis aber in einem Behältnis aufzubewahren, 
das seinerseits den gesetzlichen Sicherheits-
standards an die Aufbewahrung der in Rede 
stehenden erlaubnispflichtigen Waffen und 
Munition entspricht. Andernfalls liefen die 
gesetzlich vorgeschriebenen Standards für 
Behältnisse zur Aufbewahrung von Waffen 
und Munition ins Leere. Der gegenüber dem 
Zugriff auf den gesetzlichen Anforderungen 
entsprechend verwahrte Waffen und Muniti-
on erleichterte Zugriff auf Schlüssel zu deren 
Behältnissen führt dazu, dass das gesamte Si-
cherheitsniveau der Verwahrung auf dasjeni-
ge sinkt, auf dem die Schlüssel (als ‚schwächs-
tes Glied der Kette‘) verwahrt werden.“

Zwar befand das Gericht, dass der Jäger 
seine waffenrechtliche Erlaubnis in diesem 

Fall behalten dürfe, weil „er es nicht besser 
wissen“ habe können, schließlich „gebe es 
bislang weder konkretere gesetzliche Vor-
gaben, wie der Schlüssel aufzubewahren ist, 
noch verwaltungsgerichtliche Rechtspre-
chung, an der sich Waffenbesitzer orientie-
ren könnten und müssten“, weshalb sich ei-
nem juristischen Laien nicht aufdrängen 
müsse, „dass auch für die Aufbewahrung der 
Waffenschrankschlüssel ein besonderer Si-
cherheitsstandard gilt“. Außerdem habe der 
Jäger immerhin den Zugriff auf den Schlüs-
sel durch Aufbewahrung in einem nicht klas-
sifizierten Stahlbehältnis erschwert, weshalb 
ihm nicht schon ein „schwerwiegend fahr-
lässiges Verhalten“ vorgeworfen werden kön-
ne. Gleichwohl sorgt die Entscheidung für 
große Verunsicherung und erheblichen Dis-
kussionsbedarf in jagd- und waffenrechtli-
chen Fachkreisen. Sollte sich die Auffassung 
durchsetzen, wird man kurz- bis mittelfristig 

Besteht eine besondere Aufbewahrungspflicht  
für Schlüssel zum Waffenschrank?

sprächspartnern, auf die Verbände wie der 
VDB angewiesen sind, beispielsweise in Po-
litik und Wirtschaft sowie (ganz besonders) 
in den Medien, nachvollziehbarerweise nicht 
gut ankommen. Was ist eigentlich die genaue 
Strategie hinter dieser Contentverbreitung?

Die dritte und letzte Frage: Was ist letzt-
lich die konkrete Hoffnung hinter der Ak-
tion? Es dürfte utopisch sein, eine völlige 
Neuformulierung des Waffengesetzes unter 
Einbeziehung aller Betroffenen, also auch 
der Schützinnen und Schützen sowie der 
Verbände, zu erreichen, was auch allen Betei-
ligten klar sein dürfte. Zudem steht völlig au-

ßer Frage, dass ein solches Thema überhaupt 
nur eine Chance auf Realisierung hätte, wenn 
dafür ein breites gesellschaftliches Funda-
ment bereitstünde. Dies ist aber nicht gege-
ben, weder heute noch morgen. Das Waffen-
recht ist in Deutschland ein Nischenthema 
und keinesfalls von derselben Relevanz wie 
Rentenversicherung, Heizgesetz oder E-Au-
to-Förderung. Wenn man also an ein fernes 
Übermorgen denken mag: Ja, da erscheinen 
Änderungen im Sinne der Branche, im Sin-
ne der Schützinnen und Schützen möglich, 
unter ganz bestimmten politischen (Mehr-
heits-)Bedingungen. Der Weg dorthin ist 

aber sehr weit, so dass die derzeitige Akti-
on höchstens, im Idealfall, als ein erster Auf-
schlag taugen könnte – dementsprechend 
wird sie aber weder kommuniziert noch ist 
sie so strukturiert. Denn es müsste zur Errei-
chung eines solch großen, fernen Ziels über 
viele Jahre – wahrscheinlich eher Jahrzehnte 
– mit steigender Intensität nachgelegt wer-
den, und zwar nicht polarisierend, sondern 
mit breiter Anschlussfähigkeit. Genau so eine 
Wegbeschreitung ist zumindest derzeit nicht 
erkennbar und wohl auch nicht zu erwarten. 
www.vdb-waffen.de
www.next-guneration.de sh
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nicht mehr zur eigenen Entlastung vortragen 
können, man habe die Entwicklung in der 
Rechtsprechung nicht mitbekommen. Vor 
diesem Hintergrund gilt es, die Entscheidung 
genauer zu beleuchten, für die sich das OVG 
Münster zugleich in einer Pressemitteilung 
(becklink 2028206) rühmt, als „erstes Verwal-
tungsgericht überhaupt“ diese Rechtsauffas-
sung zu vertreten.

Als Legalwaffenbesitzer gilt es, die waffen-
rechtlichen Aufbewahrungsbestimmungen (§ 
36 WaffG, §§ 13 f. AWaffV) ausnahmslos ein-
zuhalten. Eine nicht sorgfältige Verwahrung 
führt zwangsläufig zur Annahme der jagd- und 
waffenrechtlichen Unzuverlässigkeit (§ 17 Abs. 
3 Nr. 2 BJagdG, § 5 Abs. 1 Nr. 2 lit. b WaffG; s. 
bspw. auch DJV, Waffenaufbewahrung, zu fin-
den unter https://tinyurl.com/46bw8bht, zu-
letzt aufgerufen am 2.10.2023). „Eine Verwah-
rung ist nur dann sorgfältig, wenn die zur 
Verfügung stehenden und zumutbaren Mög-
lichkeiten sämtlich ausgenutzt werden, die 
Waffe so zu verwahren, dass ein Zugriff Unbe-
rechtigter nach Möglichkeit verhindert wird“ 
(statt vieler VG Mainz, Beschl. vom 22.1.2019 
– 1 L 1194/18.MZ –, BeckRS 2019, 10068 m. w. 
N.). Nicht ausreichend ist denklogisch bspw. die 
Aufbewahrung des Schlüssels an einem leicht 
auffindbaren oder gar Unberechtigten (z. B. 
Familienmitglieder) bekannten Ort, wie bspw. 
„an einer Schraube unter dem Waschbecken 
in der Gästetoilette“ (VGH München, Beschl. 
vom 25.5.2021 – 24 ZB 21.943, 24 ZB 21.946, 
24 ZB 21.947 –, BeckRS 2021, 16399) oder das 
Anbringen an einem im häuslichen Arbeits-
zimmer offen herumliegenden und damit all-
gemein zugänglichen Schlüsselbund (VG Bay-
reuth, Urt. vom 30.10.2015 – B 1 K 15.345 –, 
BeckRS 2016, 50370; s. hierzu insg. Göbel, in 
Meixner (Hrsg.), Das Jagdrecht in Hessen, Rn. 
60 zu § 17 BJagdG, erscheint vss. Anfang 2024).

Dabei rechtfertigt nach bisheriger Auf-
fassung des VG Köln die Aufbewahrung von 
Schlüsseln zum Waffenschrank in einer un-
klassifizierten, aber stabilen Geldkasset-
te, die nur mit Gewalt und Werkzeug geöff-
net werden kann, nicht die Annahme der 
Unzuverlässigkeit, da eine gesetzliche Ver-
pflichtung, Tresorschlüssel in einem den 
Aufbewahrungsbestimmungen für Waffen 
entsprechenden Behältnis aufzubewahren, 
nicht existiert (Urt. vom 21.2.2019 – 20 K 
8077/17 –, BeckRS 2019, 10182; da das OVG 
Münster dem VG Köln in zweiter Instanz 
folgt, ist fraglich, ob das VG Köln seine über-
zeugende Rechtsauffassung beibehält). Das 
VG Bayreuth ist im Ergebnis derselben An-

sicht und meint, dass der Gesetzgeber nach 
dem ausdrücklichen Wortlaut des Geset-
zes gerade nicht fordere, „dass ein Waffen-
schrank durch ein Schloss mit Zahlenkom-
bination verschlossen wird oder dass der 
Schlüssel seinerseits in einem Schlüsselsafe 
mit Zahlenkombination oder auch z. B. in ei-
nem Bankschließfach aufbewahrt wird. Da-
mit hat wohl auch der Gesetzgeber eine ge-
wisse Sicherheitslücke akzeptiert, da es in 
der Praxis nach aller Lebenserfahrung wohl 
unmöglich sein dürfte, eine absolute, lücken-
lose Kontrolle über den Schlüssel sicherzu-
stellen“ (Urt. vom 30.10.2015 – B 1 K 15.345 –, 
BeckRS 2016, 50370).

„Soweit das OVG Münster als bislang ein-
ziges Verwaltungsgericht stattdessen meint, 
für die Aufbewahrung von Waffenschrank-
schlüsseln gelten die gleichen Sicherheits-
standards wie für Waffen und Munition, ver-
mag dies nicht zu überzeugen“ (Göbel, in 
Meixner (Hrsg.), Das Jagdrecht in Hessen, Rn. 
59 ff. zu § 17 BJagdG, erscheint vss. Anfang 
2024). Die Entscheidung des OVG Müns-
ter führt zu der paradoxen Folgefrage, „wie 
der Schlüssel zu dem Tresor aufzubewahren 
wäre, in dem sich der Schlüssel des ersten 
Waffenschranks befindet“. Die Ansicht der 
nordrhein-westfälischen Kollegen rein hy-
pothetisch als verbindlich unterstellt „müss-
te damit am Ende der ,Aufbewahrungsket-
te‘ stets ein entsprechend klassifiziertes 
Behältnis mit Zahlenschloss oder biometri-
scher Schließvorrichtung stehen“. Dies liefe 
jedoch dem gesetzgeberischen Willen ent-
gegen, wonach Waffenschränke mit Schlüs-
selschlössern ausdrücklich zugelassen sind. 
Rein praktisch gesehen, wären damit zu-
gleich zahlreiche dem Bestandsschutz un-
terfallende Altschränke (bis 6.7.2017) nicht 
mehr ohne Weiteres nutzbar, denn bspw. für 
A-Langwaffenschränke mit innenliegendem 
B-Kurzwaffenfach ist i. d. R. nur die äußere 
Tür mit einem Zahlenschloss ausgestattet 
oder nachrüstbar, während das innenliegen-
de Fach mit einem Doppelbartschlüssel ver-
schlossen wird. Da die Sicherheitsstufe B 
höherwertig ist, wäre, dem OVG Münster hy-
pothetisch folgend, mithin auch die Aufbe-
wahrung des Kurzwaffenschrankschlüssels 
im mit Zahlenschloss gesicherten Außen-
schrank nicht mehr zulässig; ein Ergebnis, 
das vom Gesetzgeber im Rahmen der besitz-
standswahrenden Bestimmungen so nicht 
vorgesehen war. Da für Neuanschaffungen 
der Bestandsschutz nicht greift, wäre im Er-
gebnis jeder Legalwaffenbesitzer verpflichtet, 

mindestens einen Tresor der Klassifizierung 
0 oder 1 mit Zahlenschloss oder biometri-
scher Schließvorrichtung zu erwerben, um 
zumindest den Waffenschrankschlüssel da-
rin aufzubewahren. Hätte der Gesetzgeber 
ein solches Ergebnis gewollt, hätte er es ge-
setzlich normieren müssen (hierzu insg. Gö-
bel, in Meixner (Hrsg.), Das Jagdrecht in Hes-
sen, Rn. 59 ff. zu § 17 BJagdG, erscheint vss. 
Anfang 2024).

Vor dem Hintergrund der denkbaren jagd- 
und waffenrechtlichen Konsequenzen gilt es, 
die Entwicklung in der Rechtsprechung kri-
tisch weiter zu verfolgen und bei der Aufbe-
wahrung von Waffen und Munition im eige-
nen Interesse höhere Standards anzulegen, 
als vom Gesetzgeber gefordert. Eine Aufbe-
wahrung, die das gesetzliche Mindestmaß 
übertrifft, ist allemal besser, als ein lang-
wieriger und kostenintensiver Verwaltungs-
rechtsstreit mit potentiellem Prozessrisiko. 
Gleichwohl sind die Verbände gefordert, sich 
im Interesse der Legalwaffenbesitzer für eine 
Klarstellung einzusetzen.
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